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Die Zahlen der Leerstandserhebung zeigen deutlich, dass in Basel mit aktuell 0,2% Leerwohnungen akute 
Wohnungsnot herrscht. Für Familien, aber auch für Alleinstehende mit geringem bis mittlerem Einkommen, ist es 
sehr schwierig geworden, zahlbaren Wohnraum zu finden. Prekär ist die Lage insbesondere aber auch für 
Arbeitslose, Sozialhilfeempfängerlnnen, für Betagte und für Menschen mit psychischen und/oder physischen 
Beeinträchtigungen. Wenn solche Menschen ihre Wohnung aus irgendeinem Grund verlieren, besteht kaum eine 
Möglichkeit, einen Ersatz zu finden. Auch soziale Institutionen mit stationärem Angebot verspüren den Druck auf 
den Wohnungsmarkt und können Klientlnnen, die zum Schritt in die Selbständigkeit fähig sind, kaum mehr in 
externe Wohnungen vermitteln. 

Die IG Wohnen, ein Verein von sozialen Institutionen, der sich als Lobby für sozial Benachteiligte auf dem 
Wohnungsmarkt versteht und die Interessen der Wohnungssuchenden unterstützt, hat bis vor kurzen mehrmals 
pro Monat eine Liste mit zahlbaren Wohnungen veröffentlicht und diese den sozialen Institutionen zur Verfügung 
gestellt. Die Veröffentlichung dieser Wohnungsliste wurde per Ende Mai eingestellt, da kaum mehr 
entsprechende Wohnungen zu finden sind. Dies zeigt deutlich auf, wie dramatisch die Situation ist. Die sozial 
Schwächsten spüren die angespannte Situation am schnellsten und am deutlichsten. 

Die vom Regierungsrat in Aussicht gestellten Massnahmen werden - wenn überhaupt – erst langristig zu mehr 
zahlbarem Wohnraum führen. Jetzt braucht es aber Sofortmassnahmen um den Menschen, die am wenigsten 
Chancen auf dem Wohnungsmarkt haben, Unterstützung zu bieten. 

Vor diesem Hintergrund bitten die Unterzeichnenden die Regierung zu prüfen und zu berichten, ob als 
Sofortmassnahme gegen die akute Wohnungsnot in Basel 

− der Kanton zusätzliche Notwohnungen schaffen kann? 

− die kantonseigenen Wohnungen bei einem Mieterwechsel jeweils in Notwohnungen umgewandelt werden 
können? 

− die kantonseigenen Wohnungen bei einem Mieterwechsel bevorzugt an Wohnungssuchende mit wenig 
Einkommen und an Sozialhilfebezügerlnnen (zu einem zahlbaren Mietzins) vergeben werden können? 

− kantonseigene Büroräumlichkeiten bei Leerstand oder Mieterwechsel rasch und unbürokratisch in 
Notwohnungen umgewandelt werden können? 

− ob auch bei möglichen Zwischennutzungen vermehrt die Schaffung von günstigem Wohnraum oder 
Notwohnungen im Fokus stehen kann? 
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